	Sitzung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages am 26.01.2011 hier: Zukunft der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 
  
Sehr geehrte Damen und Herren, am 26. Januar 2011 werden wir der Vorsitzenden des Haushaltsausschusses, Frau Merkel, die Resolutionen/Unterschriftenlisten von Beschäftigten aus Dienststellen der Wasser- und Schifffahrtsdirektionen Süd, Südwest, Nord und West wie auch die Po-sition der Hauptjugend- und Auszubildenden-vertretung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zur Zukunfts-fähigkeit der WSV übergeben. Vo-rab möchten wir Sie von den Inhalten dieser Re-solutionen in Kenntnis setzen und fü-gen sie diesem Schreiben bei. Niemand sperrt sich gegen Veränderungen in der WSV, ganz im Gegenteil. Die Vereinbarungen zwischen ver.di und BMVBS haben gezeigt, dass die Beschäftigten und ihre Interessenvertretungen bereit sind, diese konstruktiv mitzugestalten. Jedoch stößt die mangelhafte Einbindung der Mitarbeiter-Innen, die schließlich das regionale und fachliche Know-how einbringen könnten, auf Misstrauen und Widerstand. Die größte Kritik rufen Pläne und Vorgänge hervor, die das Ziel haben, die WSV in eine Gewährleistungsverwaltung umzubauen. Schon jetzt zeigt der bisher erfolgte Personalab- und umbau zu Lasten der Eigenleistung deutliche Mängel auf: Vergabe, Einsatz von LeiharbeitnehmerInnen und Privatisierung führen zu Kostenexplosion und Qualitätseinbußen. Beigefügt finden Sie dazu einige Beispiele, die der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske auf einer Veranstaltung zur Zukunft der WSV am 15.01.2011 in Schweinfurt dargestellt hat.
	24.01.2011 


 




Würzburg, im Oktober 2010 

Beschäftigte der WSV 

An den 
( Ver.di - Landesfachbereich 6 - Bezirk Bayern 
( Ver.di - Bundesfachkommission Verkehr und Straßenbau 
( Fachverband WSV. e. V. im DBB 
ZUR WEITERLEITUNG 

( an den Bundesminister für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung 

Herrn Dr. Peter Ramsauer 

und 

( an alle Fraktionen im Deutschen Bundestag 
Resolution der Beschäftigten der WSV
 




Schifffahrtsverwaltung: Rechnungshof rügt RamsauerGutachten moniert mangelnden Sparwillen des Verkehrsministers und fordert konsequenten Stellenabbau

Berlin/Kiel

Am 26. Januar soll Verkehrsminister Peter Ramsauer (CSU) dem Haushaltsausschuss des Bundestags ein Konzept für eine effizientere Organisation der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) vorlegen - jetzt liefert ein vertrauliches Gutachten des Bundesrechnungshofs (BRH) den Haushältern weitere Argumente, um Druck auf den Minister zu machen. Ramsauers bisherige Aktivitäten ließen „keine nennenswerten Erfolge bei der Neuausrichtung der WSV erwarten", schreiben die Rechnungsprüfer in ihrem Bericht, der unserer Zeitung vorliegt. Bei der Bündelung von Aufgaben und bei der Neustrukturierung der 46 Ämter und 143 Außenstellen habe es „keine entscheidenden Erfolge" gegeben. Statt die haushaltsgesetzliche Vorgabe zur Personaleinsparung zu erfüllen, erhebe Ramsauer sogar „die Forderung nach Personalmehrung", kritisiert der BRH.

Ein kleines, aber aufschlussreiches Beispiel für das Mauern des Ministers: Laut Rechnungshof kann er nicht einmal nachweisen, dass er in der 14 000-Mitarbeiter-Behörde - wie geplant und zugesagt - 31 Stellen durch ein neues, zentrales Reisemanagement eingespart habe. Außerdem bemängeln die Rechnungsprüfer unter anderem, dass die WSV das Neubauamt in Rendsburg zwar organisatorisch aufgelöst, den Standort aber als Außenstelle des Amtes in Kiel-Holtenau aufrecht erhalten und keinerlei Stellen eingespart habe. Insgesamt kommt der Rechnungshof zum Fazit: „Eine Reformierung der WSV bei der Aufbau- und Ablauforganisation ist überfällig." Durch Bündelung von Aufgaben solle das Ministerium Personal in „bedeutender Größenordnung" einsparen. Und: „Eine Vielzahl von Dienststellen könnten zusammengelegt und Standorte aufgelöst werden."

Der Rechnungshof hat schon wiederholt die in seinen Augen unwirtschaftliche Arbeit der WSV gerügt. Auch das schwarz-gelbe Regierungsbündnis hat sich daher im Koalitionsvertrag eine Reform der Mammutbehörde zum Ziel gesetzt. Um die voranzutreiben, hat der Haushaltsausschuss den Verkehrsminister im vergangenen Herbst mit den Stimmen von Union, FDP, Grünen und Linken dazu aufgefordert, bis Ende Januar ein Reformkonzept vorzulegen, das eine Konzentration der WSV auf „Kernaufgaben" und einen Umbau „von einer Ausführungsverwaltung zu einer Gewährleistungsverwaltung" vorsieht. Bis dahin haben die Haushälter eine Wiederbesetzungs- und Beförderungssperre verhängt. Für die gut 2100 Beschäftigten der WSV in Schleswig-Holstein könnte ein solcher Umbau drastische Folgen haben: Nach Einschätzung der Gewerkschaft Verdi wären bis zu 1000 Stellen in Gefahr. Betriebsbedingte Kündigungen würde es allerdings in keinem Fall geben, hat Ramsauer bereits zugesagt.

 

"Schifffahrtsverwaltung: Rechnungshof rügt Ramsauer:
sh:z/Flensburger Tageblatt/Text: Henning Baethge, Bild: sh:z vom
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Verdi WSV
 

Fahre gerade zur verdi Bundesfachkommission nach Berlin. Geht um die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung. Der Bund will ohne Konzept Arbeitsplätze abbauen. Nächste Woche entscheidet der Haushaltsausschuss der Bundestages. Ministerium will keine Reform. Schlechtes Management gefährdet auch hier wieder Arbeitsplätze von Menschen, die z.T. Tag und Nacht hart für die Wasserstraßen arbeiten. Verdi muss offensiver werde.Matthias Stein
20.01.2011 facebook
Viel Erfolg
Vereinte Dienst-leistungsgewerkschaft 

Am 14.12.2010 hat die ver.di Bundestarifkommission die Bildung einer Verhandlungskom-mission für einen Tarifvertrag „Arbeits- und Gesundheitsschutz" für das BMVBS mit speziellen Regelungen für die WSV beschlossen. Das heißt, ver.di hat die Weichen für einen Tarifvertrag gestellt, die Diskussion um Inhalte muss jetzt erfolgen. Der Weg zu einem solchen Tarifvertrag wird sicher sehr, sehr schwierig, es gibt mittlerweile aber keine Alternative. Seit Jahren wird in der gesamten Bundesverkehrsverwaltung ständig Personal abgebaut, sogar mehr als die Personalkosteneinsparquote verlangt, extrem mehr in der WSV. Proportional gibt es aber keinen Aufgabenabbau, ganz im Gegenteil: in vielen Bereichen kommen immer weitere Aufgaben (z.B. durch die Umsetzung von EU-Richtlinien) dazu. „Rationalisierungsmaßnahmen" wie z.B. die Bündelung von Dienstleistungen reichen mit dem dadurch eingesparten Personal überhaupt nicht aus, um dieses Missverhältnis auszugleichen. Die Situation in der WSV ist spätestens seit Oktober 2010 mehr als angespannt: „ABz- und Bauhöfe-Erlass", Beschluss des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages, Bericht des Bundesrechnungshofes, Pläne des BMVBS, .... Die Diskussion im Deutschen Bundestag am 16.12.2010 zum Antrag der SPD „Zukunftsfähigkeit der WSV sichern" machen die Stimmung in der Politik deutlich. Nachfolgend die Pläne des BMVBS und „Kernaussagen" aus der o.g. Diskussion* zur Übersicht: *aus Plenarprotokoll 17/81, Deutscher Bundestag 

SPD „... Sie missbrauchen die Wasser- und Schiff-fahrtsverwaltung für Ihre Privatisierungsideo-logie. Das Ganze passiert auf dem Rücken der Beschäftigten, geht zulasten der Infrast-ruktur und geschieht auf Kosten des Steuer-zahlers. Die öffentliche Verwaltung kann sich diesem Wettbewerb stellen, wenn es um Qua-lität, Sicherheit und Kosten geht. ...

"CDU/CSU „... Bei Umsetzung der Vorschläge wäre ein künftiger Personalumfang von 8 800 Dienst-posten bei der Wasser- und Schifffahrtsver-waltung denkbar. ..." 

Die Linke „... Der WSV als leistungsfähiger Institution muss eine Zukunft gegeben werden. Wir wol-len den öffentlichen Dienst erhalten und mo-dernisieren und nicht zerschlagen. - Dem wird die Linke zustimmen...." 

FDP „...Die Verwaltung beschäftigt nämlich nahezu genauso viele Menschen wie 2001, nämlich in etwa 14 400 und nicht 13 000, wie hier immer gesagt wird. Gemäß der Antwort auf eine Anfrage der Grünen vom Sommer dieses Jahres sind es 14 400...... Wenn wir Märkte schaffen wollen, dann müssen wir den Anbie-tern am Markt die Möglichkeit geben, Geld zuverdienen. ..." 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „... Ich begrüße deswegen ausdrücklich die Signale aus dem Verkehrsministerium, Herr Ferlemann: Jetzt wird eine Überprüfung der Wasserstraßen für das nächste Jahr ange-kündigt. Diese ist verdammt lange überfäl-lig...." 

CDU/CSU „... Wir wollen keinen trägen und verfetteten Staat. Wir wollen einen starken und schlanken Staat, der entschieden durchgreift, wo es nö-tig ist, aber auch nur da. Dieser Staat kann dann Aufgaben der Baudurchführung, Schleusendecks- und Fährdienste, Fahrwas-serausbaggerung und planbare Unterhal-tungsmaßnahmen an Dritte vergeben, wenn er die Fähigkeit behält, deren Leistung zu beurteilen und zu überwachen. Das ist der entscheidende Punkt...." 

*aus der Stellungnahme des BMVBS zum "Entwurf eines Berichtes an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages nach § 88 Abs. 2 BHO über den unzureichenden Fortschritt des BMVBS bei der Reform der WSV 

BMVBS* " .... Mit Beschluss des Haushaltsausschus-ses vom 27.10.2010 wurde das BMVBS auf-gefordert, zur weiteren Reform der WSV bis zum 26.01.2011 zu berichten. ..." Dieser Bericht soll zum Inhalt haben: erhebliche Veränderungen der Netz-struktur der Bundeswasserstraßen und des Aufgabenkatalogs der WSV sowie daraus resultierende Veränderungen der Personalstruktur zum Inhalt hat, wird zur Zeit vorbereitet und abgestimmt. Der Bericht enthält auch Ausführungen zur Neuorganisation und Bündelung von Fachaufgaben sowie zu der für die zukünftige Aufgabenerledigung er-forderlichen Struktur von Ämtern und Außenbezirken. ." Also: egal, ob den Privatisierungsideologien von Parteien im Bundestag oder den o.g. Plä-nen des Ministeriums gefolgt wird: erhebliche Veränderungen sind zu erwarten. 

Was will ver.di? ver.di sperrt sich nicht gegen Reformen, die die Arbeit, die Leistungsfähigkeit und die Wirt-schaftlichkeit einer Verwaltung tatsächlich verbessern. Reformen müssen in enger (echter) Zusammenarbeit mit den Beschäftigten und ihren gesetzlichen und gewerkschaftlichen Interessenvertretungen stattfinden. Eine „Reform" der WSV, die den Abbau, die Privatisierung von Arbeitsplätzen zum Inhalt hat, dient nach Überzeugung und Erfahrungen von ver.di nicht der Verbesserung sondern nur der Ideologie. Eine „Reform" der WSV mit Personalumbau zu Lasten der Facharbeiterstellen und alleine zu Lasten der regionalen Strukturen, der Ämter, ABz und Bauhöfe macht ebenso wenig Sinn und kann keine tatsächlichen Verbesserungen erzielen. Solche Maßnahmen werden von ver.di nicht unterstützt. ver.di will mit einem Tarifvertrag für alle Bereiche des BMVBS. Arbeit und Gesundheit schützen Schutz vor Überlastung, Überforderung und Demotivation durch z.B. Regelungen zu Perso-nalplanung, Personalentwicklungsplanung, Aufgabenkritik, Fort- und Weiterbildung, ... unter Beteiligung der Beschäftigten. Spezielle Regelungen für die Beschäftigten und ganz besonders für die Jugendlichen und Auszubildenden der WSV für den Erhalt und Schutz der Arbeitsplätze vor Ort und der hohen Qualität der geleisteten Arbeit. Wir fordern alle ver.di-Mitglieder auf, sich an der Diskussion um Inhalte und die Durchset-zung eines TV BMVBS zu beteiligen. Mehr Informationen gibt`s bei den ver.di-(Landes-)Bezirken, den ver.di-AnsprechpartnerIn- nen in der Dienststelle und unter 

Ein guter Tarifvertrag ist nur möglich mit einer starken Gewerkschaft! Darum: https://mitgliedwerden.verdi.de/ Hrsgb.: Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, ver.di Bundesverwaltung, Paula-Thiede-Ufer, 10, 10179 Berlin, 

Red.: Sigrid Müller, Tel.: 030 69560, www.verdi.de
 




 WSV Privatisierung 2010

Nr.: 83/10                                                                                                                  3. 3. Dezember 2010

Reform der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung

Reform der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
Das Bundesverkehrsministerium arbeitet an einem Bericht zur Reform der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung, der nach einem Beschluss des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages bis zum 26. Januar 2011 vorgelegt werden soll.Der ZDS hat die Gelegenheit genutzt, Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer in einem Schreiben auf die besondere Bedeutung der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung für den Seehafenstandort Deutschland hinzuweisen. Für die Standortbedingungen der deutschen Seehäfen ist es besonders wichtig, die seewärtige Erreichbarkeit unserer Häfen sicherzustellen und die Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs zu gewährleisten. Diese Aufgaben werden von der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung bisher umfassend und kundenfreundlich wahrgenommen.Nach dem Koalitionsvertrag wird die Bundesregierung die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen durch eine zügige Optimierung der seewärtigen Zufahrten sicherstellen. Die dazu notwendigen Fahrrinnenanpassungen sollen zügig realisiert werden. Nach dem Aktionsplan Güterverkehr und Logistik sowie dem Nationalen Hafenkonzept haben diese Maßnahmen oberste Priorität.Die deutschen Seehäfen sind für den Außenhandelsstandort Deutschland unverzichtbar. Um die seewärtigen Zufahrten unserer Häfen sowie den Nord-Ostsee-Kanal mit seinen Schleusen bedarfsgerecht auszubauen, benötigen wir eine Wasser- und Schifffahrtsverwaltung, die diesen Anforderungen gerecht wird.Wir haben Bundesverkehrsminisiter Dr. Ramsauer daher gebeten, in seinem Bericht an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages auch die besonderen Aufgaben der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung zur Verbesserung der Standortbedingungen der deutschen Seehäfen deutlich zu machen.

6. Dezember 2010 | Von sh:z
Die Gewerkschaft Verdi kämpft gegen die geplante Neustrukturierung der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV). Jochen Penke, Bereichsleiter bei Verdi Nord, kündigt eine harte Auseinandersetzung um die Reform-Pläne an. Bereits vor einem Monat hatte Verkehrsminister Peter Ramsauer (CSU) die Vorlage eines Umbaukonzeptes zum 26. Januar angekündigt (wir berichteten). 

Die Studie soll dem Haushaltsausschuss im Bundestag als Entscheidungsgrundlage für mögliche Beschlüsse zur Zukunft der WSV dienen. Verdi geht davon aus, dass danach Kernbereiche der Verwaltung wegfallen und privatisiert werden sollen. In Schleswig-Holstein seien deshalb 800 bis 1000 der rund 2100 Stellen in Gefahr. Bundesweit beschäftigt die WSV heute 14 400 Mitarbeiter.

Bereits in den vergangenen neun Jahren hätten die jeweiligen Bundesregierungen beschlossene Sparziele im WSV umgesetzt, sagte dazu gestern ein Sprecher der Bundesregierung
 




Von: Penke, Jochen [mailto:jochen.penke@verdi.de]
Gesendet: Dienstag, 23. November 2010 20:42
Betreff: Unterschriftenaktion WSV
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Bitte unterstützt die Kolleginnen und Kollegen der WSV mit unserer Unterschriftenaktion.
Die gesammelten Unterschriften sollen im Januar den verantwortlichen Politikern übergeben werden.
Bitte schickt mir die gesammelten Unterschriften bis zum 15.01.2011 zu, damit ich sie weiterleiten kann.
Herzlichen Dank und herzliche Grüße
Jochen Penke
Landesbezirksfachbereichsleiter 6 Bund / Länder ver.di Landesbezirk Nord Hüxstraße 1
23552 Lübeck
Tel.: 0451 - 8100802
Mobil: 0151 - 16727215
jochen.penke@verdi.de
  
.... gegen den Ausverkauf und die Privatisierung der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) 
Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat am 27. Oktober 2010 (mit den Stimmen von CDU, CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke - die SPD hat dagegen gestimmt) beschlossen, das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) aufzufordern, den Umbau der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) von einer Ausführungs- zu einer Gewährleistungsverwaltung durch vollständige Umsetzung der Ergebnisse der Projektgruppe „Konzentration der WSV auf ihre Kernaufgaben" (Abschlussbericht Juli 2001) zu gestalten. Die sich daraus ergebenen Stelleneinsparungen sind darzustellen. 
Was bedeutet das? 
Wenn sich der Haushaltsausschuss (HHA) durchsetzt, dann werden große Teile des gewerblichen Bereichs der WSV privatisiert, oder im Arbeitgeber-Deutsch: Vergeben. Davon wären dann alle Arbeiten und Dienstleistungen der Arbeiterinnen und Arbeiter am Nord-Ostsee-Kanal (NOK) betroffen. Dies sind unter anderem: Der Schleusendecksdienst, der Fährdienst, die Instandsetzung der Schleusenanlage, die Instandhaltung von Wasserfahrzeugen und komplexen Anlagen, sowie die Unterhaltung von Uferbauwerken und anderes mehr. 
Nun soll der zuständige Staatssekretär im BMVBS geäußert haben, dass betriebsbedingte Kündigungen ausgeschlossen werden sollen. Fein, fein, aber das bedeutet noch lange keine Garantie für den Arbeitsplatz, den man derzeit inne hat. Man hat ggfs. nur Anspruch auf irgendeinen Arbeitsplatz! Dabei können sich unter Umständen Tätigkeiten und Bezahlung gravierend ändern. Und es ist eben nur eine Aussage und kein einklagbarer tariflicher Anspruch! 
Es ist zum Beispiel vorstellbar, dass die bisher durch die WSV erledigten Arbeiten und Tätigkeiten komplett „vergeben" und damit privatisiert werden können. In einem solchen Fall würde dann das bisherige Personal „mitgehen". Wenn dann in dem Unternehmen, das die Aufgaben und Tätigkeiten übernimmt, auch noch ein Tarifvertrag (wie zum Beispiel bei Zeitarbeitsfirmen) besteht (teilweise abgeschlossen durch nicht DGB-Gewerkschaften), gilt der sofort. Mit anderen Worten: Derzeit gilt der TVöD auf dem Schleusendeck (Bruttostundenlohn incl. Zuschläge ca. 13,- Euro) - die Zeitarbeitsfirma zahlt 7,50 Euro (brutto) plus 2,- Euro (aber nur wenn man tatsächlich arbeitet; im Krankheitsfall wird dies nicht gezahlt) und sonst nichts! 
Das Beispiel zeigt (und dies ist keineswegs ein Einzelfall), dass der Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen, so wie ihn sich der Arbeitgeber vorzustellen scheint, keinen Schutz bedeutet. 
Hinzu kommt, dass die ganze Geschichte auch für uns alle als Steuerzahler extrem teuer wird. Denn der Unternehmer erhält für jeden Schleusendecksmann vom Staat mehr als 25,- Euro pro Stunde plus Mehrwertsteuer. 5 Mio. Euro pro Jahr kostet insgesamt die Vergabe auf dem Schleusen- und Fährdecksdienst schon heute. 20 Mio. Euro pro Jahr kostet die Fremdbereederung der Nordic und Baltic. 1 Mio. Euro kostet die Fremdvergabe der Bauaufseher allein in vier Jahren - eigene Bauaufseher der WSV würden im gleichen Zeitraum rund 300.000 Euro kosten! 
Fazit: Die Privatisierung in der WSV wird die Arbeits- und Einkommensbedingungen für die Beschäftigten erheblich und massiv verschlechtern. Sie wird extrem teuer werden. Deshalb tritt die Gewerkschaft ver.di für den Erhalt der WSV als Durchführungsverwaltung ein und lehnt die Gewährleistungsverwaltung ab. Die Gewerkschaft ver.di ist der Ansicht, dass sich die Struktur der WSV, entgegen der Prognosen des in 2001 erstellten „Kernaufgabengutachtens", bewährt hat und deshalb erhalten bleiben muss. V. 
Mit meiner Unterschrift unterstütze ich das Begehren von der Gewerkschaft ver.di und den von ihr vertretenden Beschäftigten in der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung, den Ausverkauf und die Privatisierung der WSV zu unterbinden. Ich fordere mit meiner Unterschrift die politisch Verantwortlichen auf, sich zum Staat und dem öffentlichen Dienst zu bekennen und jedwede Maßnahme zu Unterlassen, die die Arbeitsplätze und die Ausbildungsplätze bei den Wasser- und Schifffahrtsämtern (WSÄ) in Gefahr bringen. Die WSV und ihre Beschäftigten müssen auch weiterhin Teil des Öffentlichen Dienstes bleiben! 
Unterschriftenliste 
	Name, Vorname 
	Wohnort 
	Unterschrift 


  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  Fachverband Wasser-und Schifffahrtsverwaltung Privatisierung WSV alle Infos
Deutscher Bundestag Drucksache 17/ 

17. Wahlperiode 01.12.2010 
Antrag 
der Abgeordneten Uwe Beckmeyer, Heinz-Joachim Barchmann, Dr. Hans-Peter Bartels, Sören Bartol, Bernhard Brinkmann, Edelgard Bulmahn, Martin Burkert, Garrelt Duin, Sebastian Edathy, Petra Ernstberger, Karin Evers-Meyer, Iris Gleicke, Ulrike Gottschalck, Michael Groß, Hans-Joachim Hacker, Bettina Hagedorn, Hubertus Heil, Gustav Herzog, Gabriele Hiller-Ohm, Johannes Kahrs, Lars Klingbeil, Ute Kumpf, Gabriele Lösekrug-Möller, Kirsten Lühmann, Caren Marks, Thomas Oppermann, Holger Ortel, Florian Pronold, Sönke Rix, Dr. Ernst Dieter Rossmann, Dr. Carsten Sieling, Sonja Steffen, Kerstin Tack, Franz Thönnes, Dr. Frank-Walter Steinmeier und der Fraktion der SPD 
Zukunftsfähigkeit der Wasser-und Schifffahrtsverwaltung sichern 
Der Bundestag wolle beschließen: 
I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 
1. Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) leistet umfassende Aufgaben der Daseinsvorsorge. Die WSV unterstützt und fördert die Weiterentwicklung und die Sicherung des maritimen Standortes Deutschlands. Die Aufgaben der WSV liegen im gesamtwirtschaftlichen Interesse der Bundesrepublik Deutschland und sind von hoher strategischer Bedeutung für die Zukunftsfähigkeit unseres Landes. 
Die WSV ist gegliedert in sieben Wasser- und Schifffahrtsdirektionen, 39 Wasser- und Schifffahrtsämter sowie sieben Wasserstraßenneubauämter und hat rund 13 000 
Beschäftigte 
Konkret ist die WSV zuständig für den Ausbau und die Unterhaltung der See- und 
Binnenwasserstraßen des Bundes, 
den Betrieb der Schifffahrtsanlagen und die Ordnung und Überwachung des Schiffsverkehrs. Leitbild für die Arbeit der WSV ist das Prinzip „Wir machen Schifffahrt möglich". 
Dieses Leitbild setzen die rund 13.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Rahmen einer Verkehrspolitik um, die dem Nachhaltigkeitsprinzip verpflichtet ist. Die WSV-Aufgaben gehen weit über den reinen Verkehrsbezug hinaus. Sie betreffen gesamtwirtschaftliche Aspekte ebenso wie die regionale Entwicklung. Gleichzeitig sind die WSV-Aufgaben auf die aktive Erreichung ökologischer Zielsetzungen gerichtet. 
So ist die WSV zum Beispiel - entsprechend der EG-Wasserrahmenrichtlinie als Eigentümerin der Bundeswasserstraßen für deren wasserwirtschaftliche Unterhaltung verantwortlich. Darüber hinaus wird die WSV auch zuständig sein für den guten ökologischen Gewässerzustand, z. B. für die Erhaltung und Wiederherstellung der ökologischen Durchgängigkeit von Stauanlagen. 
Mit ihren spezifischen regionalen Kenntnissen und detaillierten Fach-kenntnissen betreibt die WSV ein umfassendes Management auf dem deutschen Wasserstraßennetz, das zu den 2 am stärksten befahrenen der Welt gehört. Pro Jahr sind 210.00 Schiffsbewegungen zu verzeichnen. Rund 250 Mio. Tonnen an Gütern werden in den Binnenhäfen umgeschlagen. In den Seehäfen sind es sogar 350 Mio. Tonnen, was einem Viertel des deutschen Außenhandels entspricht. 
Vor dem Hintergrund, dass jährlich rund 17 Millionen Menschen am und auf dem Wasser Urlaub machen und über sieben Millionen Bürgerinnen und Bürger in Wassersportvereinen organisiert sind, wird deutlich, dass sich die WSV künftig auch verstärkt den damit verbundenen Aufgaben in infrastruktureller, organisatorischer und kommunikativer Hinsicht stellen muss. 
2. Das Aufgabenprofil stellt vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung steigende Anforderungen an die WSV. Die Erwartungen der Wirtschaft sowie der Bürgerinnen und Bürger an die Qualität und Schnelligkeit der von der WSV zu erbringenden öffentlichen Dienstleistungen sind gestiegen. 
Die wichtigste Ressource der WSV ist ihr Personal. Die Motivation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird wesentlich durch die Beschäftigungsbedingungen beeinflusst. Personalabbau, laufende Überlegungen zu Strukturanpassungen der WSV und die Strukturveränderungen der vergangenen Jahre haben jedoch zu Verunsicherung der Beschäftigten geführt. Es ist notwendig, verlässliche Perspektiven für eine zukunftsfähige WSV zu entwickeln. Seit 1976 wurde das Personal der WSV in allen Bereichen auf Basis von Organisationsuntersuchungen und Rationalisierungen sowie haushalts-mäßigen Vorgaben kontinuierlich abgebaut. Aufgrund haushaltsrechtlicher 
Einsparauflagen hat die WSV seit 1993 rund ein Viertel ihres Personal-bestandes abgebaut. Das entspricht einem Verlust von rund ca. 5.000 Planstellen und Stellen. Erst vor zwei Jahren konnte erstmals und einmalig 
eine Umkehr erreicht werden: Die WSV erhielt insgesamt 60 zusätzliche Stellen. Zur Aufgabenerledigung waren jedoch bereits 2007 mittel- bis langfristig mindestens 600 zusätzliche Stellen und Planstellen in allen Tätigkeitsbereichen, z.B. Facharbeiter, Ingenieure und Nautiker erforderlich. Um die Weiterentwicklung der WSV als leistungsfähige Durchführungsverwaltung zu sichern und die effiziente Struktur der WSV mit ihren sieben Direktionen im Grundsatz zu erhalten, wurden seit 2004 verschiedene Reformmaßnahmen ergriffen. Ziel war die Gewährleistung einer leistungsfähigen und kompetenten Wasser- und Schifffahrts-verwaltung, die ihre vielfältigen Aufgaben langfristig im Interesse der Bürgerinnen und Bürger, den vielfältigen unterschiedlichen Positionen im Bereich der Wasserverkehrswirtschaft der Sicherheit im öffentlichen Interesse, den ökologischen Herausforderungen wie der Beschäftigten effizient meistern kann. Die Bündelung von WSV-weiten administrativen Querschnittsaufgaben in Dienstleistungszentren der Bundesverwaltung für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung sowie regionale und überregionale Bündelungen fachlicher Querschnittsaufgaben der WSV sind weitestgehend vollzogen. 
Die bestehende regionale Struktur der WSV hat sich vor dem Hintergrund der umfassenden Zuständigkeit, die für die unmittelbaren Durchführungs-aufgaben mit den Außenbezirken und Bauhöfen und für die Aufgaben der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs mit den Verkehrs- und Revierzentralen gewährleistet ist, für das System Schiff/Wasserweg bewährt. 
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat zuletzt im August 2005 eine Vereinbarung zur WSV-Reform abgeschlossen. Deren Ziel war es, eine systematische Geschäftsprozessoptimierung in der WSV, verbunden mit einer Wirtschaftlichkeitsüberprüfung von Vergaben, durchzuführen und die Akzeptanz der Ergebnisse durch die Beschäftigten und ihre Personalvertretungen sicherzustellen. Diese Vereinbarung ist zum Jahresende 2009 ausgelaufen und von der schwarz-gelben Bundes-regierung nicht erneuert worden.
 




Herr Ramsauer könnte bald daran erinnert werden. Im kommenden Jahr fallen die Milliarden der Konjunkturpakete aus seinem Etat. Zusammen mit der Schuldenbremse erzeugt das unangenehmen Spardruck - Verteilungskämpfe um weniger Geld bei nicht weniger werdenden Bauwünschen beginnen. Mit seinem Streben nach Effizienz rückt der Minister den eigenen Großapparat ins Licht. Und dazu gehört auch die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV).Eine Verwaltung „wie zu Kaisers Zeiten", ärgert sich der FDP-Verkehrsexperte Patrick Döring.Siehe Kommentar vom Fachmann unten. Typische Einstellung FDP Stolz dokumentieren viele WSV-Ämter ihre historischen Wurzeln bis zum Wiener Kongress. Residenzen wie das Schifffahrtsamt Magdeburg, eine 1842 errichtete preußische Zitadelle, zeugen von langer Tradition und gehörigem Statusbewusstsein.

Da liegt das Problem, findet auch Dörings Bundestagskollege von den Grünen, Anton Hofreiter: „Wir brauchen eine grundlegende Veränderung." Der Bundesrechnungshof fordert bereits seit Langem, die WSV „nachhaltig zu sanieren" und „Aufgaben kritisch zu hinterfragen".

Schlagworte zum Thema

Bürokratie
Schifffahrt
Verkehr
Peter Ramsauer
Das halbe Ministerium
Knapp 12800 Mitarbeiter beschäftigt das Verkehrsministerium ausschließlich für die rund 7300 Kilometer Wasserstraßen. Beamte kümmern sich geflissentlich um Bauplanung und -aufsicht. Arbeiter baggern Fahrrinnen aus, pflegen Uferbüsche und Brücken, Angestellte überwachen Schleusen und Verkehr. Besonders stolz ist die WSV zudem auf ihre moderne Flotte zur Schadstoffbekämpfung. Alles zusammen ein beeindruckender Apparat: sieben eigenständige Wasser- und Schifffahrtsdirektionen von Kiel bis Würzburg, dazu 39 untergebene Wasser- und Schifffahrtsämter und vier Sonderbehörden wie die Bundesanstalt für Gewässerkunde oder das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrografie. Macht unterm Strich 3,8 Behörden-Mitarbeiter pro Schiff, das auf deutschen Gewässern schippert - oder rund 1,7 je Stromkilometer.

Eine paradoxe Lage: Die deutschen Wasserstraßen und Seewege sind der einzige der drei Verkehrsträger, den der Bund noch in Eigenregie verwaltet - und dazu noch nach Güteraufkommen der kleinste. Dennoch absorbiert er fast die Hälfte der rund 26 000 Mitarbeiter des Ramsauer-Ministeriums.

Interessant finde ich, das der Artikel in einigen Teilen fehlerhaft und polemisch ist:

1. In der WSV gibt es keine Arbeiter und Angestellte mehr, sondern nur Tarifbeschäftigte.
2. Die WSV arbeitet nicht wie "zu Kaisers Zeiten", sondern wurde schon vielfach reformiert und optimiert. 
3. Fast alle Baggermaßnahmen auf den Flüssen werden nicht von der WSV, sondern von Privatfirmen erledigt. ( Elbe Holländer zu horrenden Preisen, da zu wenig deutsche Bagger noch existieren.)
4. Der Artikel suggeriert, das die Tarifbeschäftigten der WSV nur einfache Arbeiten zu erledigen haben. Das Bedienen von Schleusen, das Arbeiten am und auf dem Wasser oder auf den Hochseeschiffen erfordert eine sehr gute Ausbildung / Erfahrung und ist vor allem unfallträchtig und deshalb alleine schon keine "einfache" Arbeit.
5. Es wird behauptet, wenn man vieles privatisieren würde, könnte man viel Geld sparen. Es gibt aber wichtige Aufgaben, wie z.B. Verkehrssicherung, die kaum die Privatwirtschaft erledigen würde, da sie damit kein Geld verdienen kann. Und keiner muss meinen. das alles billiger wird, weil Firmen die Arbeiten erledigen.
6. Weiterhin wird behauptet, die WSV verschliesst sich "Aus Angst um ihre Pfründe" sinnvollen Lösungen. Dem ist nicht so aber alles zu privatisieren und darauf hoffen, das alles billiger dadurch wird, kann auch keine Lösung sein (siehe S-Bahn Berlin oder Deutsche Bahn). 
7. Die WSV hat schon viele Aufgaben privatisiert, da Personal fehlt. Das die Privatfirmen billiger arbeiten, ist nicht festzustellen, es sei denn die Firmen möchten nichts verdienen.

Alles in allem hat es für mich den Anschein, das einige Leute die Privatisierung der WSV vorantreiben möchten, da dadurch sich eine Menge Geld verdienen lässt. ( Wie bei Stuttgart21 gigantisches privates Immobilienprojekt) Oder glaubt hier einer wirklich, das Geld eingespart werden soll.
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